
wo si e d er reformierten Kirchgemeinde vorsteht. ALEX SPICHALE 

Ein neuer Negativrekord 
Die Reforrnierte Landeskirche 
verliert so viele Mitglieder 
wie noch nie. Der Trend 
lasse sich aber kaum 
umkehren. 

VON MANUEL BÜHLMANN 

Die sinkende Kurve zeigt den Trend 
eindrücklich auf: Der reformierten 
Kirche laufen im Aargau die Mitglie· 
der davon. Innerhalb der letzten 
zehn Jahre sank die Zahl um mehr 
als 16 000 Personen - von über 
190 000 auf knapp 175 000. Das ist 
ein Verlust von rund 9 Prozent. 2014 
hat sich die Lage gegenüber dem 
Vmjahr nochmals zugespitzt, wie die 
Zahlen im al<tuellen Jahresbericht 
zeigen. Über 3000 Mitglieder haben 
die Kirche verlassen - ein neuer Ne­
gativrekord. Dazu kommt: Letztes 
Jahr sind so wenige Personen beige­
treten wie nie in den letzten zehn 
Jahren. Nur gerade 241 Eintritte ver­
melden die Aargauer Reformierten. 

«Ein Rezept hat niemand» 
«2014 war ein aussergewõhnliches 

Jahr>>, sagt Landesldrche·Sprecher 
Frank Worbs. «Die Situation ist aber 
nicht besorgniserregend.» Besondere 
Gründe für die hohe Zahl im letzten 
Jahr seien ihm nicht bekannt. Seit 
Jahren hãlt der Mitgliederschwund 
an, stoppen Hisst er sich bislang 
nicht. Bei der Reformierten Landes­
kirche rechnet man nicht damit, dass 
sich daran in naher Zukunft etwas 
ãndern wird. Worbs: <<Der grosse 
Trend lãsst sich kaum umkehren. Ein 
Rezept hat niemand.» Die grosse 
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Mehrheit der Austritte erfolgt ohne 
Begründung. 80 bis 90 Prozent die­
ser Mitglieder wollen austreten, aber 
nicht angerufen werden, um darüber 
zu sprechen. Konkrete Gründe seien 
sehr selten, sagt Worbs. Die Austritts· 
welle erldãrt er sich mit einer Ent­
fremdung von der Kirche. <<Die Leute 
kõnnen mit dieser Tradition nichts 
mehr anfangen.» 

Vier von fünf Kirchenaustritten 
werden im Dezember eingereicht. 
Der Grund: Es ist der letztmõglíche 
Zeitpunkt, um die Kirchensteuern zu 
umgehen. Worbs sagt: <<Die Ablõsung 
erfolgt über Jahre, die Steuern sind 
dann einfach der letzte Auslõser.» 

In Panik verfãllt man bei der Lan­
deskirche deswegen allerdings nicht. 
<<Wir sind noch weit weg vom heik­
len Bereich, der für die Kirchge­
meinden existenzbedrohlich ist.» Eis 
zur kritischen Grenze blieben noch 
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mindestens zwanzig Jahre, schãtzt 
Worbs. Noch immer ist über ein 
Viertel der Aargauer Bevõlkerung 
Mitglied der reformierten Kirche. 
<<Das ist doch fantastisch.>> 

«Mehr Wertschãtzung zeigen» 
Dennoch sieht Frank Worbs nun 

die Mitarbeitenden der Kirche in der 
Pflicht: <<Wir müssen uns mehr be­
mühen, die christlichen Werte zu 
vermitteln und noch mehr auf jene 
Menschen zugehen, die nicht mehr 
in den Gottesdienst kommen.» Ei­
nerseits gelte es, ein anderes Bild zu 
vermitteln - etwa mithilfe des Blogs. 
Andererseits müsste die Beziehung 
zu jenen Mitgliedern gepflegt wer­
den, die Kirchensteuern zahlen, 
aber kaum einmal eine ldrchliche 
Dienstleistung beanspruchen. <<!h­
nen gegenüber müssen wir mehr 
Wertschãtzung zeigen.>> 
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Banld<onto des 
Namensvetters 
abgerãumt 
Prozess Dreieinhalb Jahre Gefangnis 
für einen raffinierten Profibetrüger 

VON ATTILA SZENOGRADY 

Es war am im November 2012, als der 
heute 36-jãhrige Betrüger aus dem Aar­
gauer Bezirk Laufenburg in der Zür­
cher Sihlpost auftauchte und im Na­
men eines in Horgen wohnhaften Na­
mensvetters einen Nachsendeauftrag 
durchführte. Mit einer nachgeahmten 
Unterschrift liess er die Post des ah­
nungslosen Unternehmers umleiten 
und kam auf diese Weise zu seinen 
Bankunterlagen. In einem zweiten 
Schritt bestellte der einschlãgig vorbe­
strafte Schweizer bei der Credit Suisse 
telefonisch zwei Bankkundenkarten für 
zwei seit lãngerem bestehende Konten 
und die erforderlichen PIN·Codes dazu. 

Konten monatelang geplündert 
Er sei zunãchst nur zufãllig an die 

Steuerunterlagen seines Namensvetters 
und damit in Versuchung geraten, 
rechtfertigte der Beschuldigte sein Vor­
gehen am Dienstag vor dem Zürcher 
Obergericht. Sicher ist, dass er am 17. 
November 2012 bei einem Bancomaten 
beim Zürcher Paradeplatz erstmals von 
einem Konto des Geschãdigten 8000 
Franken bezog. Die Anldageschrift 
schilderte danach, wie der Beschuldig­
te bis zum 11. Mãrz 2013 rund 55 weite­
re illegale Bezüge tãtigte und insgesamt 
über 435 459 Franken für sich abzweig­
te. Die meisten Gelder ho b er an einem 
CS·Bankschalter am Zürcher Flughafen 
ab. Bei den Bezügen tarnte er sich mit 
Schal oder Sonnenbrille. In den 114 Ta­
gen sackte er durchschnittlich bis zu 
7100 Franken für sich ein. 

Vor Obergericht gab der Tãter zu, 
dass er den Grossteil der Beute in kur­
zer Zeit für Schulden, aber auch für L u-

xusgegenstãnde verprasst hatte. So für 
Luxusautos, kostspielige Uhren und 
teure Ferien. Als ihn die Polizei im No· 
vember 2013 endlich festnahm und er 
für 139 Tage in Untersuchungshaft ver­
schwand, konnten die Fahnder nur 
noch 88 000 Franken sicherstellen. 

Erstaunlich war, dass der wohlhaben­
de Geschãdigte aus Horgen sehr lange 
nichts bemerkt hatte. Erst als sich der 
Delil<tsbetrag einer halben Million 
Franken nãherte, wurde er misstrau­
isch und schaltete die Polizei ein. 

Dreieinhalb Jahre hinter Gitter 
Vor Obergericht wurde ldar, dass der 

erwischte Beschuldigte kein unbe­
schriebenes Blatt ist. So hatte er bereits 
vor fünf Jahren im Kanton Bern als Si­
cherheitsbeamter der Post das Konto 
eines anderen Namensvetters geplün­
dert und dafür noch eine bedingte Frei­
heitsstrafe von 13 Monaten kassiert. 

Erheblich weniger milde verfuhr mit 
ihm das Bezirksgericht Zürich, welches 
für den neusten Vorfall Ende 2014 (az 
vom 3. Dezember 2014) eine hohe Frei­
heitsstrafe von vier Jahren festlegte. 

Im Berufungsprozess vor Obergericht 
konnte die Verteidigung eine Strafsen­
kung erreichen. Die Oberrichter redu­
zierten die Strafe infolge Gestãndnis 
und Kooperation des Betrügers um 
sechs Monate auf ne u dreieinhalb Jahre 
Freiheitsentzug. Allerdings vollstãndig 
unbedingt. Der Beschuldigte, der neu 
Bootsbauer werden will, muss zudem 
dem Opfer den Schaden zurückerstat­
ten. Die Bank wird dies nicht tun. Sie 
hatte ihren geprellten Kunden regel­
mãssig mit Kontoauszügen über den ak­
tuellen Stand informiert, womit sie kei­
ne Mitverantwortung trãgt. 
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Lehrerverband lehnt Initiative ab: 
«Es braucht den Lehrplan 21» 
Am Dienstag haben die Gegner des 
Lehrplans 21 ihre Volksinitiative einge­
reicht - die Aargauer werden also über 
die Einführung des Lehrplanes abstim­
men müssen (az vom 3. ]uni). Der Aar­
gauische Lehrerinnen- und Lehrerver­
band lehnt diese Initiative entschieden 
ab. Sie verhindere <<eine innovative und 
damit gute Schule>>, schreibt der Ver­
band in einer Mitteilung. Und weiter: 
<<Es braucht den Lehrplan 21.>> 

Die Schule Aargau brauche auch we­
gen der Umstellung auf sechs Jahre Pri­
marschule einen aktuellen Lehrplan, 
der den Bedürfuissen der Schule und 
der Gesellschaft Rechnung trage, teilte 
der Verband mit. <<Dass dabei die Har­
monisierung eine wichtige Rolle spielt, 
hat das Stimmvolk deutlich zum Aus­
druck gebracht.>> Der Lehrplan 21 sei 
eine Chance, die Anpassungen koordi­
niert angehen zu kõnnen. Entschei­
dend sei dabei, dass die auf das Schul­
jahr 2020/21 geplante Einführung mit 
der notwendigen fachlichen und finan­
ziellen Unterstützung erfolge. 

Die Initiative verhindert gemãss dem 
Verband den Lehrplan nicht. Mit ange­
passtem Fãcherkanon kõnne der Lehr­
plan gleichwohl eingeführt werden. 
<<Die Initiative verschlechtert mit dem 
eingeschrãnkten Fãcherangebot die 
Schule und macht sie wesentlich teu­
rer, da die Lehrmittel zusãtzlich ange­
passt werden müssen.>> Der Verband 
wehrt sich gegen das Ziel der Initiative, 
die Schulfãcher in einem Gesetz festzu­
schreiben. Das sei zu unflexibel. Der 
Lehrplan sei kein Gesetzbuch, sondern 
ein Kompass zur Orientierung und Pla­
nung. Der Lehrerverband bemãngelt, 

dass die Initiative die Berufswahl sowie 
die Wahl- und Freifãcher streichen will. 

Das Initiativkomitee hatte das Begeh-
ren <<]a zu einer guten Schule - Nein 
zum Lehrplan 21» mit 4533 beglaubig-
ten Unterschriften eingereicht. Eine so 
grundlegende Schulreform dürfe nicht 
am Volk vorbei eingeführt werden, hãlt 
das Komitee unter anderem fest. Die 
Initiative schlãgt einen neuen Paragra-
fen zum <<Lehrplan 21>> im kantonalen 
Schulgesetz vor. Darin werden zum Bei­
spiel die Fãcher aufgezãhlt, die auf der 
Primar- und Oberstufe unterrichtet 
werden. So soll auf der Primarstufe 
künftig nur eine Fremdsprache auf / 
dem Stundenplan stehen. (SDA) / 
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